
 

 

Dringlichkeitsantrag 

 
gemäß §46 Abs. 3 NÖ GO 1973  

Gemeinderat Michael Sommer  

Aufnahme des folgenden Gegenstandes in die Tagesordnung:  

 

Hollabrunner Bürger entlasten – Abschaffung der CO2 – Steuer  

 

Begründung:  

Durch die globalen und nationalen Entwicklungen leiden alle Bürger unter den 

extremen Teuerungen in allen Bereichen, besonders bei den Energiekosten.  

Viele Menschen wissen nicht mehr, wie sie ihre Tank- und Energierechnungen 

bezahlen sollen.  

Die Einführung einer CO2 – Bepreisung inmitten einer massiven 

Teuerungswelle ist eine völlige Verfehlung seitens der Bundesregierung. 

Besonders die Bürger der Stadtgemeinde Hollabrunn, welche vielfach pendeln, 

werden enorm durch die Preiserhöhung an den Tankstellen getroffen.  

Für viele ist es nicht möglich, mit dem Zug zu pendeln, sie sind daher auf ihr 

Auto angewiesen.  

Eine CO2 Steuer trifft damit die Bürger unserer Stadt massiv und verschlimmert 

die ohnehin schon angespannte finanzielle Situation unserer Bürger massiv.  

Antrag  

Der Hollabrunner Gemeinderat möge folgende Resolution beschließen:  

 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Einführung einer CO2 – Bepreisung 

zu widerrufen bzw. zumindest bis 2024 zu verschieben. 


